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Halle a. S., Montag 26. Jnni 1899.

Deutſches Reich.
Der Kaiſer in Kiel. Der Kaiſer und die Kaiſerin

blieben Freitag Abend an Bord der „Hohenzo llern“. An dem
Diner nahmen der Herzog und die Herzogin Friedrich Fer-dinand von Schleswig Holſlein Sonderburg Glickeburg, Prinz

Rupprecht von Bayern und zahlreiche Beſitzer von Yachten
theil, unter denen ſich auch die engliſchen Sportsleute befanden.
Am Sonnabend früh wurde das Frühſtück auf der Rennyacht
Jhrer Majeſtät der Kaiſerin „Jdung“ eingenommen, an dem-
ſelben nahmen der Kronprinz und die Kronprinzeſſin von
Griechenland, die Prinzeſſin Heinrich, Prinz Rupprecht von
Bayern und der Herzog und die Herzogin Friedrich Ferdinandtheil. Gegen e ihr die „Jdunga“ auf das Regattafeld
hinaus, um die Segelregatta des „Norddeutſchen Negattavereins“
zu beobachten. Zur Sonnabend Abendtafel bei den
Majeſtäten auf der „Hohenzollern“ waren die Prinzeſſin
Heinrich, der Kronprinz und die Kronprinzeſſin von Griechen-
land, Prinz Rupprecht von Bayern, Oberpräſident von Köller
mit Gemahlin Maler Martino und das Gefolge der fürſt
lichen Herrſchaften v Unmittelbar nach dem Einlaufen
der Yacht. des Fürſten von Monaco begab Letzterer ſich an
Bord der „Hohenzollern“, um den Majeſtäten einen Beſuch
Aprt Sonntag Vormittag 9x Uhr hielt der Kaiſer
auf der „Hohenzollern“ Gottesdienſt ab. Bei der Wettfahrt
des „Norddeutſchen RegattaVPereins“ am Sonnabend auf der
Kieler errang in der Klaſſe Va „Vaſantaſena“
den erſten, „Reiher“ den zweiten Preis. Jn der
Klaſſe Vb erhielt „Rakete“ den erſten, „Edith“ den
zweiten, „Lunulaga“ den dritten Preis

wittchen“, der zweite Preis an „Tilly“. In der VIb Klaſſe
erhielt „Nickelmann“ den erſten Preis, „Gertrud den zweiten
Preis. Jn der VI. Klaſſe ſiegte „Kuni“. Der Kaiſer empfing
an Vord der „Hohenzollern“ die Theilnehmer des Handic aps
Dover-Helgoland und vertheilte die Preiſe.

Perſonalnachrichten. Der König von Sachſen iſt mit dem
Dampfer „Germania“ geſtern Nachmittag in Ahlbeck eingetroffen
und auf offener See von den Badegäſten begrüßt worden;
auch in Heringsdorf war die Aufnahme eine begeiſterte.
Der Staatsſekretär des An watgen Amtes, Staatsminiſter Graf
von Bülow hat ſich nach Kiel begeben. Die Vermählung des
Erbprinzen Danilo mit der Prinzeſſin Jutta von Mecklen-
burg-Strelitz wird am 27. Juli in Cetinje ſtattfinden. Der
KardinalFürſtErzbiſchof von Prag Graf Schönborniſt vorletzte
Nacht in Falkenau geſtorben.

Die Königin-Regentin von Spanien hat das
Geſetz unterzeichnet, durch welches die Abtretung der
Karolinen-, Mariauen- und Palauinſeln an Deutſchland
ausgeſprochen wird.

Der Bericht der XV. Kommiſſion des Abgeordneten
hauſes über den Entwurf eines Ausführungsgeſetzes zum
Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die

r iſt erſchienen. Die Kommiſſion hat den
ntwurf in zwei Sitzungen und zwei Leſungen durchberathen.

Die Zivilprozeßordnung in ihrer bisherigen Faſſung hatte
damit begonnen, die Zwangepolirerkung in das unbe-
wegliche Vermögen für das Deutſche Reich einheitlich zu
regeln, indeſſen nur einige Beſtimmungen darüber er
laſſen, und zwar in den 89 755 und 756 über die
Zuſtändigkeit und über die Anordnung der wangsvollſtreckung
durch das d Gericht, die weitere Regelung aber in
8 757 den Landesgeſetzen überlaſſen. Jn Folge deſſen wurde
durch 17 Landesgeſetze das Verfahren geregelt. Nunmehr hat
das Reichsgeſetz über die Zwangsverſteigerung und die warſu-
verwaltung vom 24. März 1897 ein einheitliches Verfahren für
das Deutſche Reich geregelt und in dem Geſetze ſelbſt und
in dem dazu erlaſſenen Einführungsgeſetze nur einige
Ergänzungen den Landesgeſetzen vorbehalten. Auf Grund dieſes
Vorbehaltes würden für Preußen die einſchlägigen Beſtimmungen
des Geſetzes, betreffend die Zwangsvollſtreckung in das unbe
wegliche Vermögen vom 13. Juli 1883 in Kraft bleiben. Es
empfahl ſich jedoch, die für Preußen künftig geltenden Vor
ſchriften den neuen Reichsgeſetzen anzupaſſen. Dieſer Entwurf
bezweckt eine umfaſſende Regelung der ganzen Materie.

Zur Frege der Begründung eines Verbandes
der Arbeitgeber Berlins zur Verhütung ungerecht-
fertigter Streiks nahm der Jnnungsausſ uß der
vereinigten Jnnungen Berlins Stellung.

Tiſchler Obermeiſter Marſchall führte als Referent aus,
daß es angeſichts der in letzter Zeit immer mehr um ſich greifenden
Arbeitseinſtellungen, welche nachgerade einen unerträglichen und
bedrohlichen Charakter angenommen hätten, nunmehr r
erſcheine, derartigen Uebergriffen gegenüber ſich energiſch zur ehr zu
ſetzen. Gegenwaärtig vermöchten die Arbeitgeber in Streikfällen auf
den Gang der Verhältniſſe faſt gar keinen Einfluß auszu
üben, ſie wären dem Terrorismus der Agitatoren wider
ſtandslos preisgegeben. Auch in den Gewerben, welche bis
her nicht durch Arbeitseinſtellungen zu leiden gehabt hätten,
dürfte man ſich nicht verhehlen, daß dieſe friedlichen Zuſtände
ſich einmal unerwartet ſchneli ändern könnten und man dann der
veränderten Sachlage ganz unvorbereitet und in der Regel auch
Rachtlos gegenüberſtehen würde. Es wäre daher dringende Pflicht

Jn dor V. Qlaſſo ſogto
„Daiſy“. Jn der Klaſſe VIa fiel der erſte Preis an „Schnee

eincs jeden Handwerkers, mit allen Kräften für die Errichtung
eines Arbeitgeberverbandes einzutrelen, da dies der einzige
Weg bliebe, den oft maßloſen und ungerechtfertigten Forderungen der
mit bedeutenden Mitteln ausgeſtatteten Organiſation der Arbeiter
einen Widerſtand entgegenzuſetzen. Wie aus der ſich anſchließenden
Debatte hervorging, begegnete dieſe Anregung allſeitiger Sympathie.
Der Vorſtand wurde beauftragt, die einzelnen Jnnungsvorſtände zu
erſuchen, die Angelegenheit den demnächſt ſtattfindenden Quartals-
verſammlungen zur Berathung zu unterbreiten. In einer ſpäteren
Sitzung ſoll dann ein endgiltiger Beſchluß gefaßt werden.

Ter Juternationale Kongreß zur Bekämpfung des
Mädchenhaudels wurde am 21. d. Mis. zu London unter dem
Vorſitz des Herzogs von Weſtminſter eröffnet. Anweſend waren Ab
geſandte aus Deutſchland, Frankreich, Rußland, Belgien,
Dänemark, Norwegen, Schweden, Holland und den Ver
einigten Staaten. Unter den Begrüßungsſchreiben, die
vorſeleſen wurden, war auch ein Brief der deutſchen
Kaiſerin. Sodann wurden Vorträge von einzelnen Abgeſandten über
den Gegenſtand gehalten, über deſſen Einzelheiten noch ſehr mangel
hafte Berichte vorlägen, da durch die ganze Welt weit mehr ſolcher
Hange getrieben würde, als man in Erfahrung bringen könnte.
Jaſtor Burckhardt aus Deutſchland ſchlug daher vor, einen perma-

nenten Verein zur Bekämpfung dieſes Handels zu gründen. Man
ſollte damit anfangen, einen Central-Nath zu ernennen mit zwei
Vertretern von jeder Nation, mit einem Komitee das ſeinen Sitz in
London hätte. Dieſer Vorſchlag wurde auch vom Grafen Bernſtorff
Berlin unterſtützt. Bonmarriage aus Brüſſel ſagte, daß der Handel
hauptſächlich durch die konzeſſionirten Häuſer ſtattfände. Der Vor
ſchlag zur Bildung einer permanenten internationalen Organiſation
e ſchließlich angenommen und die Unterhandlungen darauf
vertagt.
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Die ſo ioldemokratiſchen Abgeordneten haben den
ſaßen um nicht an dem üblichen Hoch auf den Kaiſer Theil
u nehmen, mit dem dieſe geſetzgebende Körperſchaft ihre
agungen beendet. Dieſer Demonſtration liegt, ſo ſchreibt die „B. B.

Z. die Abſicht zu Grunde, offen an den Tag zu legen, daß die
ſozialdemokratiſche Partei nicht nur eine revolutionäre iſt, wie
ſie von ſich ſagt, ſondern geradezu eine antimonarchiſche.
Ihre Gegnerſchaft gilt alſo nicht nur dem Klaſſenſtaat
nicht nur der kapitaliſtiſchen Geſellſchaftsordnung zwei Schlag-
worte ohne Jnhalt nebenbei geſagt ſondern auch der ſtaat
lichen Einrichtung. Trifft da das Wort Bismarcks nicht zu,
daß in den ſozialiſtiſchen Gedanken der Zeit zwar ein ver-
nünftiger Kern ſtecke, daß die Sozialdemokraten ſich aber in
ihrer Vaterlandsloſigkeit außerhalb der geſetzlich begründeten
Einrichtungen des Reiches ſtellen Es käme auf den Verſuch an,
wie viele „Genoſſen“ mit der antimonarchiſchen Demonſtration
der ſozialdemokratiſchen Abgeordneten einverſtanden ſind,
wie viele von ihnen republikaniſch denken? Wir dürfen getroſt
ſagen, daß die deutſchen Arbeiter in dem geſchichtlichen Zu
ſammenhang mit den Herrſcherhäuſern ein gut Theil ihrer
engeren nationalen Eigenart verkörpert ſehen und im deutſchen
Kaiſer das äußere Merkmal unſerer Macht und Größe erkennen.
Trotz aller Verführung denken die deutſchen Arbeiter nicht an
einen politiſchen Umſturz, die Reichstagsdemonſtration bleibt
ſomit eine kindiſche, unwürdige Bethätigung einer Geſinnung,
der jede Berechtigung fehlt und die politiſch betrachtet nichts
ſagend iſt.

Der Maurerausſtand in Berlin vor dem Einigungs-
amte. Jn der Sonnabendſitzung des Einigungsamtes des
Gewerbegerichts über die Sperre im Baugewerbe wurde ein
Vermittlungsvorſchlag angenommen wonach der Lohn
bis zum Jahresſchluſſe 60 Pfg. für die Stunde, ſodann bis
zum 30. September 1900 62x Pfg. und weiter bis
zum 31. März 1901 65 Pfg. beträgt. Die Arbeits
zeit iſt auf 9 Stunden feſtgeſetzt worden. Zur Regelung der
Arbeitszeit, der Pauſen, der Lohnverhältniſſe und der Streitig
keiten wird eine aus je 9 Arbeitern und Arbeitgebern be-
ſtehende Kommiſſion gebildet, gegen deren Entſcheidungen binnen
drei Tagen an das Gewerbegericht appellirt werden kann.
Bauſperren ſind nur zuläſſig, wenn der Entſcheidung der Kom
miſſſon bez. des Gewerbegerichts nicht Folge gegeben wird.Vorgedachte Kommiſſion tritt allſährlich zuſamien, um die

Arbeitsverhältniſſe und Lohnverhältniſſe für das nächſte Jahr
fpzuſepen Die beſtehenden Maurerorganiſationen verpflichten
ich, in Widerſpruch mit den aufgeführten Bedingungen aus-

brechende Ausſtände nicht zu unterſtützen. Maßregelungen
wegen des Ausſtandes werden nicht erfolgen. Die
er wird am Dienstag wieder aufgenommen
werden.

Eine beachtenswerthe Verfügung betreffs der amtlichen
Ausſtands und Ausſperrberichte haben die Miniſter des
Jnnern und des Handels erlaſſen. Sie lautet: Da für die in
die Nachweiſungen über die Ausſtände und Ausſperrungen auf
zunehmenden Angaben die Octspolizeibehörden im Weſent

lichen auf Erkundigungen bei den Betheiligten angewieſen
ſind, ſo erſcheint es, damit ein möglichſt objektives Bild
des Sachverhältniſſes gewonnen werde, erforderlich daß
bei dieſen die Jntereſſen beider Theile berührenden Er-
kundigungen ſowohl Arbeitgeber als auch Arbeitnehmer berück

werden. Die Ortspolizeibehörden ſind daher mit ent-
prechenden Weiſungen für die Sammlung des Materials zu

„Forbacher

ſtreiken wolle.

Pedaklien n. Expeditien: Falle a. Feipfigerſte. 87.

Gerläner Fartau: Ferlin 8W., Beruburgerr. 83.

verſehen, und es iſt zugleich Anordnung zu treffen, daß bei der
Nachprüfung der Nachweiſungen die Gewerbeaufſichtsbeamten
in thunlichſt weitem Umfange betheiligt werden. Die Kritik
der Denkſchrift zur Begründung des Geſetzentwurfes zum
Schutze des gewerblichen Arbeitsverhältniſſes ſcheint alſo in der
Regierung gewürdigt worden zu ſein.

Zum Roſſelner Vergarbeiterſtreik veröffentlicht die
eitung“ eine Zuſchrift, die eine Anzahl von

Bergleuten, welche durch den von gewiſſenloſen h angezettelten
Ausſtand betroffen worden ſind, an ſie gerichtet hat. Die Berg
leute ermahnen darin ihre Kameraden, ſich nicht dem Einfluſſe
der Hetzer zu überlaſſen.

zun, da alles wieder ſeinen gewohnten Gang gehe, könne man
überſehen, welcher Schaden durch die fremden Agitatoren und die
ihnen ergebene Preſſe angerichtet worden ſei. Erſt am Zahltage
ſähe man ſo recht ein, was man für einen Fehler gemacht habe. Heute
werde geflucht und räſonnirt über die, welche den Schaden hervorge
rufen, indem ſie mit Liſt und Gewalt den Streik zu Stande
gebracht, die mit biederer Miene ſich auf
hreecht chriſtliche Geſinnung berufen und ſich

er als echte Sozialdemokraten gebrüſtet
n, die endlich, als der Sreik zu Ende war, den
b der Gegend, worin ſie ihre unheilvolle

ätigkeit entwickelt, von ihren Füßen ge
ſchüttelt und ihre Opfer in Stich gelaſſen hätten.
Heute werde über die Zeitung geſchimpft, die in ähnlicher
Weiſe zum Aushalten angerathen und nach dem Streik
ſcheinheilig behauptet habe, ſte habe vorausgeſehen, daß es ſo kommen
müſſe, und den wie Hohn klingenden Rath ertheilt habe, erſt noch
einige hunderttauſend Mark zu ſparen, ehe man wieder einmal

Nicht aus freiem Antrieb, ſondern
ſchließt mit dem Aufruf: „Kameraden, Becgleute, von Nah und
Fern, ſehet zu, daß Jhr nicht, wie wir, in einen Streik eintretet, der
nicht berechtigt iſt, daß ihr nicht von fremden Hetzern verführt werdet,
denn die Ken in Schafskleidern, ſind aber reißende Wötlfe iſt man
in ihren Klauen, ſo ſind die letzten Dinge ärger als die erſten und
wenn dann die Reue kommt, iſt es zu ſpät l

Sollte es nicht wirklich Aufgabe einer ſorglichen Regierung
ſein, gegen ſolche gewiſſenloſen Schädigungen der Arbeiter ein
zuſchreiten. Sollte hierzu wirklich die heutige Geſetzgebung aus
reichen? Die Sojzialpolitiker, die ſolchen Vorgängen gegenüber
die Augen geſchloſſen halten, laden eine ſchwere Verantwortung
auf ſich, die durch das erhebende Gefühl, in ſchönen allgemeinen
Redensarten geſchwelgt und einige Wähler mehr hierdurch ein
gefangen zu haben, kaum aufgewogen werden kann.

Die Jſteinnahme an Zöllen und Verbrauchsſteuern
hat für die erſten zwei Monate des laufenden Etatsjahres 124,2Millionen oder 4,5 Millionen mehr wie ihm gleichen Jenranm des

Vorjahres betragen. An dem Mehr ſind die Zölle mit 0,7 Millionen,
die Zuckerſteuer mit 2,9 Millionen und die übrigen Verbrauchs
abgaben mit kleineren Beträgen betheiligt. Einzig und allein
die Branntweinmaterialſteuer hat ein kleines Weniger aufzuweiſen.
Was die übrigen Einnahmezweige des Reiches betrifft, ſo weiſen die
Reichsſtempelab gaben ein Mehr von rund 0,2 Millionen
auf, daran iſt auch die Börſenſteuer mit einem kleinen Mehrbetrage
betheiligt. Die Poſt und Telegraphenverwaltung hat ein Mehr von
4,5 Millionen, die Reichseiſendahnverwaltung ein ſolches von
0,6 Millionen zu verzeichnen gehabt.
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Preußiſcher Landtag.
Abgeordnetenhans.

81. Sitzung vom 24. Juni 1899.
Am Miniſtertiſche v. Miquel, Boſſe, Schönſtedt.
Das Haus erledigt zunächſt in dritter Berathung den Geſetz

entwurf betr. die Verſetzung richterlicher Beamten in den Ruheſtand,
den Nachtragsetat zum Staatshaushalt für 1899, die Novelle zu dem
Geſetze betreffend die Vertheilung der öffentlichen Laſten bei
Grundſtückstheilungen und die Gründung neuer Anſicdlungen, und
den von den Abgg. Kirſch und v. Plettenderg-Mehrum eingebrachten
Geſetzentwurf betr. Ergänzung der geſetzlichen Vorſchriften über die
Ausübung der Jagd eigenem Grundbeſitz.
ch i st die zweite Berathung des Geſetzentwurfs betr. den

arfreitag.Die von der Kommiſſion des Herrenhauſes beſchloſſene Faſſung

der Vorlage lautete: ts 1. Der Charfreitag gilt in Bezug auf die Vornahme vonAmtshandlungen und Rechtsgeſchäften Wie den Lauf von Friſten

als bürgerlicher allgemeiner Feiertag.
2. Durch Provinzial oder BezirksPolizeiverordnungen können

am Charfreitag, ſofern es die konfeſſionellen Verhältniſſe erheiſchen
und es die örtlichen und gewerblichen Gewohnheiten zulaſſen,
Handlungen verboten werden, welche geeignet ſind, die äußere Feier
des Charfreitages oder den Gottesdienſt oder andere kirchliche
Feierlichkeiten zu ſtören.

In Gemeinden mit überwiegend katholiſcher Bevölkerung ſoll die
beſtehende herkömmliche Werktagsſhätigkeit am Charfreitage nicht ver
boten werden es ſei denn, daß es ſich um öffentlich bemerkbare oder

Arbeiten in der Nähe von dem Gottesdienſt gewidmeten
ebäuden handelt.
Das Plenum des Herrenhauſes hat dieſe Faſſung angenommen

bis auf die Worte „in der Nähe von dem Gottesdienſt gewidmelen
en welche auf Antrag des Grafen Pfeil-Hausdorf geſtrichen
wurden.

Die Abgg. van der Borght, Hackenberg (nul.) und Gen.
beantragen die Wiederherſtellung der urſprünglichen Regierungsvorlage
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welche nur lautete: „Der Charfreitag bat für den ganzen Umfang des
Staatsgebietes die Geltung eines allgemeinen Feiertages.“

Die Abgg. Graf r (konſ.) und Genoſſen be
antragen u Faſſung: a T barſreitas hat die Geltung eines
bürgerlichen allgemeinen Feiertages.In Gemeinden mit überwiegend katholiſcher Bevölkerung ſoll die
beſtehende herkömmliche Werktagsthätigkeit am Charfreitage nicht ver
boten werden es ſei denn, daß es ſich um öffentlich bemerkbare oder
Se Arbeiten in der Nähe von dem Gottesdienſt gewidmeten

ebäuden handelt.
Abg. Schall (konſ.): Wir bedauern lebhaft, daß es nicht möglich

eweſen iſt, den Geſetzentwurf in der urſprünglichen Faſſung derKRegierungsvorlage durchzubringen. Er wäre die wirlſamſte Waffe

gegen Störungen und Eingriffe geweſen, die in letzter Zeit in Bezug
auf den Charfreitag vorgekommen ſind. Wir haben uns aber über
eugt, daß von katholiſcher Seite berechtigte Bedenken gegen jeneFaffung geltend gemacht ſind, und daß es nicht richtig war,

durch Geſetzesvorſchriften in Glaubens und Gewiſſensbedenken
der Katholiken einzugreifen. Deshalb haben wir uns auf
den Standpunkt der Kommiſſion des Herrenhauſes geſtellt und
dementſprechend die Worte in die Vorlage aufgenommen, die auf An
trag des Grafen Pfeil vom Herrenhauſe geſtrichen worden ſind. Wir
rechnen nun darauf, daß das Centrum ſeine früheren Bedenken fallen
laſſen wird und ſo das von uns gewünſchte Ziel erreicht werden
kann, der Bedeutung dieſes chriſtlichen Feiertages gerecht zu werden
und alle Störungen von ihm fernzuhalten. Was wir beantragen, iſt
aber das Aeußerſie, was wir konzediren können. Die Vertreter beider
Kirchen könnten ſehr viel dazu thun, die Gereiztheit, die die
Charfreitagsfeier vielfach mit ſich gebracht hat, zu beſeitigen im
Intereſſe gegenſeitiger Schonung. Beifall rechts.

Abg. van der BVorght (nt.): Wenn wir die Wiederherſtellung
der Regierungsvorlage beantragen, ſo liegt es uns durchaus fern,
irgend einen Streit damit hervorzurufen. Die Sicherſtellung der
Charfreitagsfeier bedeutet keinen Gewiſſenszwang für die Katholiken.
Nur über die Form der Sicherſtellung herrſcht noch Meinungs-
verſchiedenheit. Die Deklaration, welche die Herrenhausfaſſung
enthält, ſchafft keinen klaren Rechtsboden, ſondern nur neue Unklar-
heiten. Was ſind örtliche, gewerbliche Gewohnheiten, was iſt Gottes
dienſt, Vor oder Nachmittagsgottesdienſt, Kindergottesdienſt u. ſ. w.
Durch ſolche dehnbaren Beſiimmungen wird die Abſicht des Geſetzes
nicht erreicht. Was die Deklaration der S 1 und 2 will, gehört in
Ausführungsverordnungen und iſt im Geſetz überflüſſig. Durch
kaſuiſtiſche, auf einzelne Fälle bezugnehmende Beſtimmungen
wird der Grundgedanke der Vorlage verſchleiert. Auch
der konſervative Antrag, ſo weit er dem Charfreitag
die Geltung eines bürgerlichen allgemeinen Feiertages
eben will, iſt ebenfalls entbehrlich, der zweite Theil aber
edenklich, weil er nur neue Streitigkeiten wachrufen würde. Jmmer-

hin verdient dieſe Faſſung den Vorzug vor den von dem Abg. Träger
geäußerten Wunſch, nur den Abſatz 1 des g 2 anzunehmen. Damit
würde lediglich ein Torſo geſchaffen werden. Die urſprüngliche Faſſung
der Regierungsvorlage entſpricht aber dem Wunſche weiter evan eliſcher
Kreiſe. Dieſe Kreiſe würden Peunruhigt werden, wenn die Faſſung
der Regierung abgelehnt würde. Eventuell werden wir für den erſten
Satz des konſervativen Antrages ſtimmen. Beifall bei den National
liberalen.)

Abg. Dr. Porſch (Centr.): dſiellung der Regierungsvorlage, ſondern treten für die Kommiſſions-
beſchlüſſe ein, und zwar aus dem Grunde, weil dieſe ein Kompromiß
darſtellen. Wir verlangen dieſe Vorlage nicht und bedürfen ihrer
nicht. Wir ſtimmen nur für ſie, wenn die evangeliſche Bevölkerung
ſie für nothwendig erklärt. Wir müſſen dann aber auch verlangen,
vaß die wirthſchaftliche Freiheit des katboliſchen Theiles der
preußiſchen Monarchie möglichſt wenig beſchränkt wird. Jn den Be-
ſchlüſſen der Herrenhauskommiſſion, dem 9 Evangeliſche und 6 Katholiken
angehörten, ſehen wir den gangbaren Weg. Das Plenum des
Herrenhauſes hatte noch einen Antrag des Grafen Pfeil eingefügt,
wonach auch in überwiegend katholiſchen Gemeinden öffentlich be
merkbare oder geräuſchvolle Arbeiten am Charfreitage verboten
werden können. Den., weitergehend ev. Beſchluß ndkäg Wyelnßuebe

Fabriken, die ſeit Jahrzehnten am Charfreitage in Thätigkeit waren,
zum Stillſtand verurtheilen. Jch bitte um Annahme der Beſchlüſſe
der Kommiſſion des Herrenhauſes.

Kultusminiſter Dr. Boſſe: Die Sache liegt jetzt ſo, daß der
Abg. Dr. Porſch die Stellung einnimmt, die ich bei der erſten Leſung
vertrat, aber mit Streichung der Worte des Antrages Pfeil. Darin
pflichte ich dem Abg. van der Borght bei, daß über den Sinn und
das Ziel der Vorlage in der erſten Leſung bei allen Parteien Ein
ſtimmigkeit herrſchte, während nur noch über die Form eine gewiſſe
Meinungsverſchiedenheit vorhanden war. Um ſo erſtaunter bin ich, daß
ſich heute weitergehende Unterſchiede bemerkbar machen. Ich kann
dem Abg. van der Borght aber nicht beiſtimmen, daß in der
Kommiſſionsfaſſung des Herrenhauſes Bedenklichkeiten vorhanden
ſeien. Die Fragen, was Gottesdienſt ſei, was kirchliche Feier u. ſ. w.,
geben keinen Anlaß zu weiteren Bedenken. Die Vertreter der
Regierung befinden ſich in einer etwas ſeltſamen Lage. Sie werden
vor die Frage geſtellt, ob wir den Antrag einer anſehnlichen Partei,
die Regierungsvorlage pure wieder herzuſtellen, annehmen wollen
oder ob wir eine gewiſſe Modifikation dieſer ſſung entgegen
nehmen. Rein formell liegt auf der Hand, daß die Regierung wohl
die Regierungsvorlage annehmen würde. Aber wenn man die Sache
bei Licht beſieht, ſo iſt das nur ein ſcheinbarer Widerſpruch. Denn
es ſind Umſtände eingetreten, die bei Einbringung der Vorlage noch
nicht exiſtirten, die Beunruhigung in der katholiſchen Kirche, der auch
die Herren Biſchöfe Ausdruck gegeben haben. Wir hatten bei der
Einbringung und Verhandlung in der Kommiſſion des Herren
hauſes die Abſicht, die Beunruhigung in der katholiſchen Be
völkerung zu beſeitigen, die Vorlage als Werk des Friedens zu
behandeln und nicht etwa konfeſſionelle Streitigkeiten hervorzurufen.
Wir waren bei Einbringung der Vorlage der Meinung, daß ſie dies
erreichen würde, und ſo habe ich keinen Anſtand genommen, zu er-
klären, daß die Kommiſſionsfaſſung des Herrenhauſes uns nicht wider
ſirebt. Das iſt der Grund, weshalb wir auch die Abweichung von
der urſprünglichen Regierungsvorlage in der Herrenhauskommiſſion
genehmigten.

Abg. v. Eynuern (nl.) weiſt darauf hin, daß er 1896 den
äußeren Anlaß zu dieſem Geſetze gegeben habe das Verhalten der
ſozialdemokratiſchen Preſſe am Rhein wäre nur von ſekundärer Be
e geweſen. Redner geht auf die rheiniſchen Verhältniſſe
näher ein.

Miniſterialdirektor Schwartzkorff betont, daß die Regierung
ſich durch Beſchwerden aus dem Wuppertbale über Ausſchreitungen
a Charfreitung zur Einbringung der Vorlage habe beſtimmen
affen.

Abg. Schaffner (nl.) ſpricht ſich ebenfalls für den national
liberalen Antrag aus.

Asg. v. Zedlitz (freikonſ.): Dem evangeliſchen Bewußtſein würde
am beſten Genüge geſchehen, wenn der Charfreitag bei uns behandelt
würde, wie alle anderen Feiertage. Den wirkſamſten Schutz bietet
die urſprüngliche Regierungsvorlage, und darum wird ein Theil
meiner Freunde für den nationalliberalen Antrag ſtimmen. Nach
den Erklärungen der Staatsregierung beſteht jedoch kein Zweifel,
daß am Charfreitag gewerbliche geräuſchvolle Arbeiten ebenſowenig
geduldet werden ſollen, wie an Sonn und Feſttagen. Darum
und weil die Regierungsvorlage mit Unrecht als ein Eingriff in
die Rechte der katholiſchen Kirche bezeichnet worden iſt, ſtimmt der
andere Theil meiner Partei für den konſervativen Antrag. Der Schutz
der Gotteshäuſer beider Konfeſſionen iſt nothwendig gegenüber der
zunehmenden unchriſtlichen Geſinnung. Beifall.

Abg. Kirſch (C.) will die Frage offen laſſen, ob die Faſſung
des Herrenhauſes ſich mit dem Vürgerlichen Geſetzbuch in Einklang
dringen laſſe, und weiſt darauf hin, daß die Deklaration im S 2
ähnlichen Beſtimmungen in anderen Geſetzen analog iſt. Er bittet
auch die konſervative Partei, dem Herrenhauskommiſſionsbeſchluß zu
zuſtimmen.

Die Beſprechung wird geſchloſſen. t
Der Antrag der Nationalliberalen wird gegen die Stimmen der

Wir wünſchen nicht die Wiederher

Nationalliberalen, einiger Freikonſervativer und Konſervativer abge
lehnt; der Abſatz 1 des konſervativen en mit der entſprechenden
Mehrheit angenommen, desgleichen unter Ablehnung der Abſchnitte
der Vorlage der Abſatz 2.

An die Stelle der Vorlage iſt ſomit die Faſſung des Antrags
der beiden konſervativen Parteien getreten. Ueberſchrift und Einleitung
werden nach der Vorlage genehmigt.

Es folgen mündliche Berichte der Petitions, Unterrichts und
Juſtizkommiſſion über Bittſchriften.

Die Petition des Pfarrers Dewies zu Oekoven, Kreis Greven
broich, um Ueberlaſſung der Verwaltung des dortigen Kirchhofes an die
katholiſche Kirchengemeinde wird der Regierung als Material überwieſen.
Durch Uebergang zur Tagesordnung wird die Petition des Gemeinde
vorſtehers Kallweit zu Schillgallen betr. Umwandlung der dortigen katho
liſchen Privatſchule in eine öffentliche erledigt. Die Petition des
Hufners Luth in Bentfeld um Befreiung von der Rückerſtattung der
Grundſiteuerentſchädigung wird der en zur Berückſichtigung
empfohlen. Die Petition der Gemeinden Deutſch Krawarn und
Hultſchin betr. die Errichtung eines Amtsgerichts wird durch Ueber-
ang zur Tagesordnung erledigt, dieſelbe Bitte der GemeindeVeh im Kreiſe Landsberg a. W. der Reg'erung zur Erwägung

empfohlen.
Es folgen verſchiedene Petitionen betreffend die geſetzliche Regelung

der Verhältniſſe der Direktoren, Lehrer und Lehrerinnen an ſtädtiſchen
höheren Mädchen- und Mittelſchulen. Die Kommiſſion (Bericht-
erſtatter Abg. Ernſt) beantragt, die Petitionen der Regierung als
Material zu überweiſen. Von nationalliberaler Seite wird beantragt,
die Bittſchriften der Regierung zur Berückſichtigung zu überweiſen.

Geheimrath Chappnis bemerkt, daß der Miniſter die hier in
Rede ſtehenden Lehrer intt demſelben Wohlwollen behandle, wie die
übrigen Lehrer. Nur über die einzuſchlagenden Wege gehen die
Anſchauungen auseinander. Der Miniſter habe aber nicht eine geſetz
liche Regelung verſprochen oder zugeſichert, ſondern ſie nur in Er
wägung genommen, denn dieſe geſetzliche Regelung ſei ſchwierig, weil
ein Eingriff in das Selbſtverwaltungsrecht vermieden werden müſſe.
Schematiſche Beſtimmungen über die Beſoldung der Lehrer
an den ſtädtiſchen Schulen würden ihren Zweck verfeolen, ohne eine
gleichzeitige Regelung der Schulunterhaltungspflicht ſei an eine geſetz
liche Regelung der Sache nicht zu denken dieſer müſſe aber die
Regelung der Unterhaltungspflicht der Volksſchule voraus gehen.

Abg. Arendt (frk.) macht darauf aufmerkſam, daß Miniſter
v. Goßler 1890 eine Regelung des Mittelſhulweſens in Ausſicht
genommen habe. Er ſchließt ſich dem Antrage auf Berück-
ſichtigung an.

Abg. Schall (k.) erklärt ſich mit der Tendenz dieſes Antrages
einverſtanden.

Auf eine Anfrage des Abg. v. Knapp bemerkt ein Regierungs
kommiſſar, daß ſeminariſtiſch. vorgebiidete Lehrer von den höheren
Klaſſen der ſtädtiſchen höheren Mädchenſchulen nicht zurückgewieſen
werden ſollen, wenn ſie dafür die erforderliche Qualifilation nach
weiſen.

Abg. Glattfelter (C.) ſpricht ſich für den Kommiſſions

beſchluß aus. 8Der Antrag auf Berückſichtigung wird angenommen.
Eine Petilion wegen Umwandlung der Elbinger Simultan-

Mädchenſchüule in eine konfeſſionelle wird der Regierung zur Er
wägung überwieſen und eine Reihe weiterer Petitionen von mehr
lokalem und perſönlichem Kntereſſe nach den Vorſchlägen der be
treſfenden Kommiſſionen erledigt.

Schluß nach 227, Uhr. Nächſte Sitzung Montag 11 Uhr.
(Juſtizgeſetze.)

Parlamentariſches.
Wahrſcheinlich dürfte, wie offiziös mitgetheilt wird, die Diens

tagsſitzung des Abgeordnetenhauſes, um der Kanal
kommiſſion zu ihren Arbeiten den erforderlichen Spielraum zu
geben, entweder ganz ausfallen oder erſt um 1 Uhr Nachmittags be-
ginnen. Die Entſcheidung hängt davon ab, ob die Generaldebatte

r ſtommiſeon u o U v Foſeeine Weſchluſſes wegen der weiteren geſchäftlichen Behandlung der

Kanalangelegenheit zu ermöglichen.
Wie verſchiedene Blätter melden, wird im Reichsjuſtizamt gegen-

wärtig ein Elektricitätsgeſetzentwurf ausgearbeite: mit
Beſtimmungen über den Diebſtahl und die Entwerthung elektriſcher
Kraft, um den verſchiedenartigen Urtheilen der Gerichte auf dieſem
Gebiete ein Ende zu machen. Ferner dürften darin Vorſchriften über
die Schadenerſatzanſprüch- bei Betriebsſtörungen, die von der
elektriſchen Centrale ausgehen und alle von dieſer Stekle geſpriſten
Betriebe zu unfreiwilliger Muße verdammen, ſowie eine Reihe ein-
ſchlägiger Anordnungen zu finden ſein.

ie Geſchäfts anord nungen im Abge
ordnetenhauſe bleiben in der Weiſe aufrechterhalten,
daß in dieſer Woche die zweiten Leſungen der Aus-
führungsgeſetze zum Bürgerlichen Geſetzbuch und zu den
Nebengeſetzen beginnen werden, und zwar wird das Ausführnngs-
geſetez zum Bürgerlichen Geſetzbuch vorangehen, weil hier der
Kommiſſionsbericht ſeit einigen Tagen ausgegeben worden iſt.

Jm Abgeordnetenhauſe machte ſich am Sonnabend
wie ein parlamentariſcher Berichterſtatter ſchreibt, die Stimmung geltend,
daß bis Sonnabend (1. Juli) alles vollſtändig vorliegende Arbelts-
material aufgearbeitet ſein würde. Alsdann würde angeblich die
mehrwöchige Pauſe eintreten.

Die Friedenskonferenz im Haag.
Aus dem Haag kommt die Mittheilung, daß ſich die

Lage bezüglich der Frage des Schiedsgerichts ge
beſſert habe. Unter den Delegirten hegt man größere Hoff-
nung, da die aus Berlin eingetroffenen guten Nachrichten eine
Verſtändigung erhoffen laſſen. Der amerikaniſche Delegirte Holls
verſichert, die Stellungnahme Deutſchlands zur Sache werde
übertrieben. Deutſchland werde ebenſowenig wie irgend eine
andere Macht zögern, ein Schiedsgericht anzuerkennen, welches
auf annehmbarer Grundlage beruhe.

Ausland.
Rußland.

Land wirthſchafts-Miniſterium.
Der ruſſiſche Kaiſer verfügte, daß Poſten beſonderer

Bevollmächtigter des Landwirthſchafts-Miniſteriums geſchaffen werden ſollen zur Wahrung der
lokalen Intereſſen der Landwirthſchaft und zur Vereinheitlichung der
Maßnahmen, welche im Intereſſe der Landwirthſchaft und der land
wirthſchaftlichen Gewerbe zu ergreifen ſind. Zu den Obliegenheiten
dieſer Bevollmächtigten gehört unter Anderem die Unterſuchung und
Förderung der von der Regierung ſowie von Vereinen oder Privat
verſonen im Intereſſe der Landwirthſchaft getroffenen Maßnahmen,
die Ausführung der vom Miniſter zur Hebung der Landwirthſchafi
erlaſſenen Verfügungen, die Ausfindigmachung zweckentſprechender
Maßnahmen zur Hebung der Landwirthſchaft und die Vermittelung
von Darlehen zu landwirthſchaftlichen Meliorationen.

Die Lage in Frankreich.
Das bereits angekündigte Rundſchreiben des Generals Gallifet

ſagt wörtlich: „Zu meinem großen Bedauern habe ich aus meiner
Zurückgezogenheit heraustreten müſſen, um gegenüber dem Lande und
der Regierung die Verantwortlichkeit für die Armee zu übernehmen, und
ich empfinde hierüber großen Stolz, durchaus keinen Schrecken. Jch
bitte Sie, nicht zu vergeſſen, daß ich für die Führer der Armee die
Verantwortung trage, wie dieſe mir gegenüber mit ihrer Perſon für
Alles haften, was ſich innerhalb ihres Wirkunggskreiſes ereignet.
ähle alſo auf Sie, wie Sie auf mich rechnen können. gez. Gallifet.“

iniſterpräſident WaldeckRouſſean ſandte das ebenfalls bereits ange

kändigte Rundſchreiben an die Präfekten, welches beſagt: „Das
ſFio Miniſterium iſt gebildet worden, um der von der Kammer am
12. Juni angenommenen Tagesordnung zu entſprechen. Das
Miniſſerium hat die Aufgabe übernommen, epublik zu
vertheidigen, eine Aufgabe, welche den Parteigeiſt aus-ſchließt. Das genügt, um Ihnen Ihr Verhallen vorzuzeichnen.
Sie haben mir über jeden Vorgang Mittheilungen zu machen, welcher
eine Verletzung des Geſetzes und eine Störung der öffentlichen Ruhe
ur Folge haben könnte. Sie werden nöthigenfalls auf Ihre eigeneVeranwortichteit und zwar ohne Verzug zu handeln haben. Es

ſcheint, daß ſich bisher nichts ereignet hat, worüber Sie zu berichten
ehabdt hätten. Die Regierung rechnet auf ihre Pünktlichkeit und

hre Ergebenheit.“ zDer Miniſterrath hielt geſtern Vormittag eine Sitzung ab, in
welcher der Wortlaut der morgen im Parlamente abzugebenden
Erklärung feſtgeſtellt wurde. Dieſe wird ſich darauf beſchränken,
bekannt zu geben, daß das Kabinet kein anderes Ziel habe, als
die von der Kammer am 12. d. Mts. genehmigte Tagesordnung
zur Anwendung zu bringen und wird ferner darlegen, unter welchen
Bedingungen ſie dieſes Ziel zu verwirklichen hoffe. Ein anderes
Verſprechen wird die Erklärung nicht enthalten. Dem Generalſtaats-
anwalt Vertrand ſowie dem Staatsanwalt Feuilloley ſind andere Aemter
übertragen worden. Gegen den Oberſtleutnant Coubertin, welcher in
ein anderes Corps verſetzt werden wird, iſt die Unterſuchung
eingeleitet worden. Der bisherige Kommandeur der 18. in Angers
liegenden JnfanterieDiviſion General Hartſchmidt iſt zum Komman
deur der 12. InfanterieDiviſion (Reims) ernannt worden. Der
Oberſt des 10. in Rennes garniſonirenden Artillerie-Negiments Soxce
wird den Oberbefehl über das 20. Artillerie-Regiment in Poitiers
üternehmen.

Paris, 25. Juni. Die Abgeordneten der ſozialiſtiſchen Arbeiter
partei haben wegen einer Tagesordnung beſchloſſen, ſie könnten ſich
mit einem Miniſterium, in dem der General Hallifet, der Hals-
abſchneider von 1871, vertreten ſei, nicht ſolidariſch erklären, ſie
würden jedoch die Schritte republikaniſcher Energie, welche dieſes
Kabinet gegen die Kompiotte der Jeſuiten und aufrührerifchen Generäle
ergreifen würde, unterſtützen.

Paris, 25. Juni. Selbſt die Mitglieder des neuen Kabinets
ſind von der Lebensfähigkeit derſelben nicht überzeugt. Als Beweis
dafür wird angeführt, daß Gallifet und Senator Monis ſich geweigert
haben, ſich als Mitglieder dieſes Miniſteriums nächſten Montag zu
bezeichnen. Gallifet ſoll einem Angeſtellten des vorigen Kriegsminiſters
erklärt haben Bleiben ſie jedenfalls bis Montag dann werden wir
ehen.et Paris, 25. Juni. Das Gerücht, daß Dreyfus bereits in
Rennes eingetroffen iſt, iſt unrichtig. Der „Sfax“ hat erſt vorgeſtern
Madeira verlaſſen und trifft am 29. d. M. in Breſt ein.

Telegramme.
London, 26. Juni. Der Dampfer „Tantallon“ iſt

geſtern nach Kapſtadt mit 500 Tonnen Patronen abge
gangen, ferner ſind für den 8. Juli 500 Mann zur Verſchiffung
beſtimmt. Zwei Offiziere und 75 Mann vom ArmyService-
Korps ſollen ſich bereit halten, um nach den Kapkolonien
abzureiſen.

Laudwirthſchaſtskammer für die Provinz
Sachſen.

Halle, 25. Juni.
Durch die Ausbreitung der Maul und Klauenſeuche in der

Altmark wird die Abhaltung der für den Spätſommer oder Herbſt
in Sten dal geplanten Aüsſtellung von Zuchtſchweinen
in Frage geſtellt. Die Kammer giebt deßhalb die Schau für dieſes
Jahr auf und beabſichtigt, ſie im Hrühjahr 1900 an einem ſ. Zt. noch
g. rinnen Termin obazuhulten.

Jm Ausſchuß für die Förderung der Thierzucht wurde in der
letzten Sitzung u. A. über die ſehr günſtigen Ergebniſſe der Be
ſchickung der Fohlenweiden bei Alexisbad und Löbnitz
berichtet für dieſes Jahr ſind beide Weiden voll beſetzt, ebenſo die
neue vom PferdezuchtVerein BitterfeldDelitzſch eingerichtete Fohlen
weide bei Seelhauſen.

Der diesjährige Fohlen- Import ſoll ganz in derſelben
Weiſe wie in den früheren Jahren durchgeführt werden jedoch wird
dieſes Mal die Kammer gegen eine mäßige Prämie die Stallver
ſicherung der Fohlen als Selbſtverſicherung übernehmen. weil die bis
herige Verſicherungsweiſe durch die beträcht ichen Nachſchuß-Prämien
zu koſiſpielig geworden iſt.

Weit r bewifligle der Ausſchuß auf die eingegangenen Sub-
ventionsanträge 1230 Mk. für Ziegen- und Schafzucht, weitere
8400 Mk. für Rindviehzucht und fernere 550 Mk. für Schweinezucht.

Sodann wurde über die durch min ſterielle Verfügung angeregte
Nevorganiſation der Beſtimmungen über die
Unterſtützung und Förderungder Geflügelzucht be
richtet, die auf Beranlaſſung der Vereine vom Verbande derGeflügelzüchter
Vereine der Provinz Sachſen und der angrenzenden Staaten dem
Arbeitsprogramm deſſelben für die Zukunft zu Grunde gelegt ſind.
Zugleich wurden Mittheilungen gemacht über die Neu Regelung
des Geflügelſchauweſens und den Bau und die Errichtung
einer Central-Geflügelzuchtanſtalt in der Nähe des
Landgeſtütes Kreuz, zu welch letzterem Zweck der Landwirthſchafts
miniſter 50 000 Mk. zur Verfügung geſtellt hat. Nach den Ab-
rechnungen der Bullen-Verſicherungs-Genoſſenſchaft
der Kammer hat dieſelte für 1897 mit 532,12 Mk. Beſtand abge
ſchloſſen, der auf die neue Nechnung vorgetragen wurde im Jahre
1898 entſtand durch eine größere Anzahl von Entſchädigungsfällen, wie
ſonſt ein Fehlbetrag von 263,93 Mk., der aus den etatsmäßigenStaatsmitteln für Rindviehzucht gedeckt werden ſoll.

Für den bevorſtehenden HerbſtJmport ſind bereits zahlreiche
Beſtellungen auf oſtfrieſiſches Zuchtvieh eingelaufen dabei legte von
der züchteriſchen Einſicht vieler Beſteller der Umſtand Zeugniß ab, daß ſie in
ihren Beſtellungen auf die Lieferung ſehr guter und beſter Qualität
Gewicht legen mit dem ausdrücklichen Bemerken, auch höhere wie die
in dem betreffenden Rundſchreiben der Kammer angegebenen Maximal
preiſe anlegen zu wollen. Für die Beſtellungen auf Simmenthaler
Vieh iſt der 15. Juli als Endtermin geſtellt, und auch für dieſe
Raſſe werden zahlreiche Beſtellungen erwartet, wobei es ſich gleichfalls
empfiehlt, daß der Beſteller, am beſten direit durch eine Bemerkung
auf dem Anmeldebogen, in erſter Linie die Erwerbung einer ſehr
guten Qualität im Auge behält und erſt in zweiter Linie den Preis
berückſichtigt. Der Einkauf der oſtfrieſiſchen Thiere geht im Juli
vor ſich, die Lieferung findet Anfang September ſtatt die Simmen-
thaler werden in der zweiten Hälfte des September gekauft und
Anfang Oktober geliefert.

Zulaſſung der Bürgſcheine von Centralkaſſen
landwirthſchaftlicher Genoſſenſchaften als
Sicherheit für Frachtſtundungen. Auf die Ein-
gaben der Ccentralſtelle der preußiſchen Landwirthſchafts
kammern hat der Miniſter der öffentlichen Arbeiten die Königl. Eiſen
bahnDirektionen ermächtigt, als Sicherheit für Frachtſtundungen auch
die Bürgſcheine ſolcher Verbandskaſſen (Centralkaſſen, Vereinigungen),
die den Kreditverkehr zwiſchen den ihnen angeſchloſſenen Genoſſen
ſchaften und der preußiſchen Centralgenoſſenſchaftskaſſe in Berlin ver
mitteln, nach Benehmen mit dem Direktorium der letzteren zuzulaſſen
ohne Unterſchied ob die Verbandskaſſe als Genoſſenſchaft mit be
ſchränkter oder unbeſchränkter Haftpflicht, als Aktien Geſellſchaft
oder Geſellſchaft mit beſchränkter Haftung errichtet iſt. Der Miniſter
hat ſich weitere Beſtimmungen darüber vorbehalten ob der
Mindeſtbetrag der Stundung von 300 Mk. Monatsfracht herabgeſetzt
werden kann.
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Provinz Sachſen und Umgebung.
g Döllnitz (Saalkreis), 25. Juni. (Un fall mit tödtlichem

Ausgange.) Das 1' jährige Kind des hieſigen Einwohners Franke
lief geſtern in einem unbewachten Augenblicke in das Gefährt eines
vorüberfahrenden Wagens und wurde überfahren. Das Hinterrad
ging dem Kinde direkt über den Kopf, ſo daß dieſer zermalmt wurde
und der Tod auf der Stelle eintrat. Dem als ſolid und nüchtern
geltenden Geſchirrführer A. aus dem benachbarten Burgliebenau iſt
keine Schuld beizumeſſen.

Wittenberg, 24. Juni. (Todtgefahren.) Geſtern Abend
gegen 10 Uhr wurde auf dem hieſigen Bahnhofe der ca. 60 Jahre
alte in Friedrichſtadt Schulſtraße 21 wohnende Rangirer Friedrich
Tee beim Rangiren von Güter vagen überfahren und ſofort
geködtet.

H. Trebbichan b. Cöthen, 25. Jnni. (Ein ſchwerer Un-
lücksfall) ereignete ſich heute Vormittag beim Neubau der
ieſigen chemiſchen Fabrik. Als der beim Bau des Fabrikſchornſteins

beſchäftigte Maurer J. ſich ſein Frühſtück holen wollte, ſtürzte er
infolge eines Fehltrittes durch den hohen Schornſtein auf den Erd-
boden herab. Bei dem fürchterlichen Stürz wurde dem Bedauerns-
werthen der rechte Unterſchenkel direkt abgebrochen. Außerdem trug
er noch verſchiedene andere Verletzungen davon. Nach Anlegung
eines Nothverbandes wurde er zunächſt nach Cöthen geſchafft, wegen
der Schwere der Verletzungen aber alsbald der Halleſchen Klinik
zugeführt.

Jena, 24. Juni. (Zur Feier des Geburtstages
des Großherzogs,) der ſich z. 3. in Schloß Dornburg befindet,
haben die öffentlichen und zahlreiche private Gebäude Flaggenſchmuck
angelegt. Die Militärkapelle führte geſtern Abend Zapfenſtreich
aus, heute früh fand großes Wecken ſtatt, im Laufe des
Vormittags wurden in den Schulen und JInſtituten Feſtakte
und Mittags 12 Uhr auf dem Markte Parade über die
Garniſon abgehalten. Am Nachmittag vereinte ein Feſtmahl die
aktiven Offiziere ſowie diejenigen des Beurlaubtenſtandes. Heute
Abend werden für die verſchiedenen Kompagnien im Theaterſaale,
Kaffeehaus, Schützenhaus und auf der Sophienhöhe die üblichen
Feſtlichkeiten veranſtaltet. Heute Morgen traf die Frau Groß
herzog von Baden hier ein und fuhr direkt vom Bahnhof
nach ſeg?nvurg. Auch der Herzog-Regent von Mecklenburg iſt ein
getroffen.

Feipzig 24. Juni. (Selbſtmord.) Der kürzlich wegen
Verdachts der Unterſchiſagung amtlicher Gelder in Haft genommene
Sportelkaſſirer Haaſe hat ſich heute Vormittag durch Erhängen
entleibt. Ebenſo wie die ſeiner Zeit von uns mitgetheilten näheren
Umſtände der That ſpricht das Ende des beklagenswerthen Mannes
e daß geiſtige Störung die Urſache der traurigen Vorgänge
geweſen.

Markuenkirchen, 24. Juni. (Flüchtig.) Der hieſige
Bahnhofsinſpektor Ul bricht iſt ſeit Montag, an welchem
Tage eine Kaſſenreviſion ſtattfand, flüchtig. Es wird ihm die Unter-
ſchlagung amtlich anvertrauter Gelder in Höhe von gegen 1000 Mk.
zur Laſt gelegt. Wie man hört, iſt Ulbricht heute von der
Gendarmerie verhaftet und in das Gerichtsgefängniß zu Oelsnitz ein-
geliefert worden.

Dresden, 24. Juni. (Ein furchtbarer Raubmord)
wurde heute Vormittag gegen 10 Uhr an der 72 jährigen verwittweten

rau Chauſſee-Geldeinnehmer Amalie Hermsdorf im Hauſe Wettiner
traße 21, 2. Etage, verübt. Dort erſchien zu dieſer Zeit ein

unbekannter, junger Mann und begehrte unter der Angabe,
ſich einzumiethen, Einlaß. Das alte ſchwächliche Mütterchen gab
dieſem Wunſche ſtatt und verhandelte mit ihm. Als er ſeinen
Beſuch länger als andere ausdehnte, ging die Frau zu
den Nachbarsleuten und klagte dieſen ihren Verdacht. Dieſe mögen
das Bedenken aber nicht getheilt haben, da ſie ſie allein in ihre
Wohnung zurückkehren ließen. Dort hat nun der Mann die Frau
zu Boden geworfen, ihr ein Tuch in den Mund geſtopft und ſie
ſo lange gewürgt, bis ſie kein Lebenszeichen
mehr von ſich gab. Darauf za er in der ſtillen Wohnung Um-
ſchau nach Werthſachen gehalten, Behälter erbrochen und eingeſteckt, was
ihm des Mitnehmens werth ſchien. Der Mordbube hat nach dem
Morde mindeſtens noch 10 Minuten in der Wohnung verweilt und
hat dann das Weite geſucht. Das alte Mütterchen, das von einer
kleinen Penſion und vom Vermiethen lebte, iſt gerade mit dem
Schälen von Kartoffeln beſchäftigt geweſen, als der Unhold Hand
an ſie legte. Der Raubmörder iſt noch nicht ergriffen.

Kaſſel 24. Juni. (Feblbetrag in der Kaſſe.)
Landesrentmeiſter Barthelmes, von deſſen Verhaftung geſtern in
unſerer Stadt allerlei Gerüchte gingen, hat ſich ſelbſt dem Gericht
geſtellt. Er ſoll 60 000 Mark Fehlbetrag eingeſtanden haben.

Verſammlung, betreffend die Reform des
Regnlativs des Parochial-Verbandes Halle.

Halle, 26. Juni.
Am Sonnabend Nachmittag fanden ſich etwa hundert, alſo un

gefähr ein Drittel der Mitglieder der Gemeinde-Kirchenräthe und
Vertretungen ſämmtlicher evangeliſchen Gemeinden unſerer Stadt
einſchließlich der reformirten Domgemeinde im „Stadtſchützenhauſe“
zu einer Beſprechung zuſammen, welche den Zweck hatte, den Ge
meindevertretern Gelegenheit zur Ausſprache über die hin-
ſichtlich der Frage der Reform des Regulativs des
Parochialverbandes mit dem Juſtitiar des königl.
8 onſiſtor d m s zu Magdeburg, Herrn Ober Konſiſtorialrath

itze, zu geben.
Der von der Verſammlung mit der Leitung der Verhandlungen

betraute Herr Sup.-Verweſer Oberprediger Saran gab zunächſt
einen Rückblick auf die Entwickelung und den Stand dieſer Reform-
frage. Er wies darauf hin, daß, wenn auch hier und da noch die
Anſicht vertreten werde, die vor 20 Jahren bei Grün-
dung des Parochial- Verbandes geſchaffenen Be-
ſtimmungen heute nicht mehr zweckent ſprechend
ſeien. Einmal ſeien ſie gegenwärtig zu eng hinſichtlich
des Umfanges und der Befugniſſe des Verbandes,
andererſeits aber zu weit betreffs der Vertretung der
ihm angehörenden fünf alten Gemeinden St. Marien,
St. Ulrich, St. Moritz, St. Laurentii und St. Georg. Bei Gründung
des Verbandes ſei die Tomgemeinde auf ihren Wunſch nicht in den
ſelben einbezogen und rechtlich gehören ihm bis jetzt noch nicht die
neuen Gemeinden St. Johannis und St. Pauli an, obgleich
ihre Eingepfarrten hinſichtlich der Rechte und Pflichten völlig den
Mitgliedern der alten Kirchengemeinden rege ſind.
Weit hinaus über das ihm durch das Regulativ

Maß ſeiner Befugniſſe hat der Verband
mlagen erhoben und Leiſtungen ausgeführt.

So weiſt der Etat für 1699 etwa 300(00 Mk. Beiträge an den
landes kirchlichen Penſions-, Relikten und Hilfspredigerfonds ſowie
zum provinzial- kirchlichen Hilfsfonds auf, obgleich er eigentlich
nur lokal- kirchlichen Zwecken dienen ſollte. Ueber ſeine Befugniſſe
iſt der Verband weiter hinausgegangen durch Schaffung neuer
Stellen für Geiſtliche, Küſter, Kantoren und Organiſten in den
neuen Gemeinden, Aufbeſſerung nicht blos der 1879 vorhandenen,

7 ſpäter geſchaffenen Stellen u. ſ. w. Der kirchliche
nſtand wie auch ſchon die Wahrhaftigkeit er-

fordern daher dringend die Beſeitigung des
großen Widerſpruches zwiſchen dem Etat und
dem Statut des Verbandes. Die Zahl der Mitglieder der
Vertretang der ihm angeſchloſſenen Gemeinden, 229, die ſich bei

Anſchluß der beiden neuen Gemeinden auf 295 ſteigern würde, hat
ſich. andererſeits als viel zu groß erwieſen, indem die erſte
Generalverſammlung ſich ſtets als zu ſchwach beſucht zur Veſchluß-
fähigkeit zeigte und auch die zweite, dann ohne Weiteres beſchluß-
fähige Generalverſammlung meiſt nur 30--40 Theilnehmer zu zählen
pflegt. Kirchenbehörde und Steuerzahler haben ſich dieſe Widerſprüche
gefallen laſſen. Wie lange die erſtere dazu noch bereit ſein wird,
ſteht bei ihr; in den Kreiſen der Eingepfarrten hatſich der Wunſch nach Reform ſchon langebethätigt,
und ſeit 1896 die Kreisſynode eine Kommiſſion damit
betraute, auf Grund des Kirchengeſetzes von 1895 ein neues
Regulativ zu entwerfen, hat die Sache nicht geruht.
Das Statut, das im Auftrage der Kommiſſion der Leiter der Ver-
handlungen ausgearbeitet hat, fand Oppoſition, allerdings weniger
ſeitens der eigentlichen Kirchenvertretungen der Gemeinden, als
außerhalb derſelben. Weiter ſind dann Entwürfe aus der Marien-
gemeinde und der Ulrichsgemeinde hervorgegangen, zuletzt iſt durch
eine Delegirten Konferenz ein Entwurf geſchaffen, der
d'e Zuſimmung aller Gemeinden hat und am 18. Februar d. Js.
an das Konſiſtorium zur Genehmigung eingeſendet
wurde. Dieſe Behörde hat jedoch den Entwurf nicht gebilligt,
ſondern unter Anordnung der Neubildung des Verbandes ſelbſt
einen Statuten-Entwurf aufgeſtellt, der jedoch in den Gemeinde-
vertretungen wegen einer Reihe von Bedenken als nicht geeignet zur
Annahme erachtet wird. Um über die in weiten Kreiſen als
bedenklich bezeichneten Punkte Aufklärung zu erhalten, ſei dieſe Ver
ſammlung berufen worden, die deshalb erörtern möge, ob ſie die
Einbeziehung der Domgemeinde in den Verband
für angebracht halte, ob dem Verbande die Be-
fugniſſe der Berliner Stadtſynode nach dem
Kirchengeſetze von 1895 ganz oder nur theilweiſe
zu übertragen ſeien, beſonders das Anleiherecht und
die Feſtſetzung der Steuerprozente für Kirchen
Bauten und neue Pfarrſtellen ſowie ob die Vorſchläge
des Konſiſtorial-Entwurfes, betreffend die Zuſammenſetzung
und Mitgliederzahl der Vertretung und des
Vorſtandes des Verbandes gutgeheißen werden könnten.
Für die Gemeindeorgane der Domgemeinde verlas
dann zunächſt der Rechnungsführer der letzteren, Herr Rendant
Päge, eine Erklärung, durch welche Proteſt gegen die
beabſichtigte Eindeziehung der Domgemeinde in
den Parochialverband erhoben wird, indem dieſe
Gemeinde verſchiedene Verhältniſſe aufweiſe, die von denen der
übrigen Gemeinden derart abweichen, daß eine erſprießliche Wirkung
ron der Vereinizung nicht zu erwarten ſei. So werde beim Anſchluß
an den Verband für die Domgemeinde von ihr mehr an den Verband
gezahlt werden, als ſie zurückerhalte, ſo daß ihr ein bei ihrer bisherigen
Selbſtſtändigkeit nicht zur Laſt gefallener Ausfall von vielleicht 800
bis 1000 Mark erwachſen werde, für deſſen Deckung ſie keinen
Ausweg ſehe. Dasſelbe gelte hinſichtlich der Unterhaltung ihrer Bau
lichkeiten wie des Dompredigerhauſes und des Gemeinde-Hospitals
und des Betriebes des letzteren wie anderer Liebesthätigkeit, ſo be
ſonders der Diakonie. Weiter habe die Domgemeinde immer Stol-
gebühren erhoben, ungleich den anderen Gemeinden, ſodaß alſo von
keiner Entſchädigung dafür bei ihr die Rede ſein könne, wie ſie ſich
andererſeits verwahre gegen Feſtſetzung allgemeiner Gebührentaxen
durch den Verband. Nur in einem gemeinſamen Punkte
fühle die Domgemeinde ſich eins mit den
übrigen,nämlichin demforgenden Jntereſſefür
eine entſprechende Vermehrung der kirchlichen
Gebäude, und ſie erkläre ſich deßhalb bereit, für die
vom Parochialverband ins WerkgeſetztenKircheu-
bauten einen gleichprozentigen Beitrag vom ge
ſammten Steuerſollihrer Mitglieder an die Kaſſe
des Verbandes abzuführen, wie dieſer von den
übrigen Gemeinden ihn erheben werde, natürlich
unter Vorausſetzung des gleichen Entgegen-
kommens. Die Herren Landgerichtsdirektor Crönert und
Prof. D. Dr. Rothſtein betonten gleichfalls entſchieden den Wunſch
der Domgemeinde nach Erhaltung der Selbſtſtändigkeit der letzteren,
ohne welche ihre bisherige wirkſame Liebesthätigkeit ernſthaft bedroht
ſein würde und die in 200jähriger Dauer geradezu ein hiſtoriſches
Recht erlangt habe.

Herr Oberkonſiſtorialrath Nitze erklärte, daß das Konſiſtorium die
Einbeziehung der Domgemeinde in den Verband ins Auge gefaßt
habe, da die von ihr angeführten Gründe mehr oder weniger auch
für andere Gemeinden zuträfen und das Geſetz von 1895 doch im
Grunde die Zuſammenfaſſung aller Gemeinden am Ort vorſehe.
Nachdem auch Herr Diakonus Grüneiſen erklärt hatte, daß es
ganz un erklärlich ſei, warum das Konſiſtorium
ſo ſehr darauf dränge, daß die Domgemeinde
in den Verband einbezogen werde, und daß ſeiner
Ueberzeugung nach bei den Vertretern der anderen
Gemeinden kein Wunſch und keine Stimmung
beſtehen, die Domgemeindein dieſer Hinſicht ver-
gewaltigt zu ſehen, meinte Herr Oberkonſiſtorialrath Prof.
D. Köſtlin, daß der Vorſchlag des Vorredners, die Verſammlung
möge zu der Stellungnahme der Domgemeinde ihre Billigung
ausſprechen, bedenklich ſei, da bindende Beſchlüſſe nicht Sache dieſer
Verſammlung ſondern der Vertretungen der Einzelgemeinden ſeien.
Trotzdem Herr Prof. D. Beyſchlag dafür eintrat, daß doch
wenigſtens die Stimmung der Verſammlung
konſtatirt werden könne, entſchied ſich dieſe durch Abſtim
mung dafür, daß davon abzuſehen ſei.

Bei den weiteren Berathungen war es beſonders das durch den
Konſiſtorial- Entwurf dem Parochialverbande zugebilligte Anleihe-
Recht, das Anlaß zu Erörterungen gab. Auf der einen Seite
befürchtete man von demſelben zu weit gehende Belaſtung der
Steuerzahler durch ein zu bereitwilliges Eingehen auf neue Kirch-
baupläne, andererſeits aber hielten einige Freunde
dieſes Vorſchlages, ſo auch der Vertreter des Konſiſtoriums, denſelben
für unbedenklich, falls man nur darauf Gewicht lege, die richtigen
Männer in die kirchlichen Vertretungen zu entſenden, denen man das
richtige Verſtändniß für die kirchlichen Bedürfniſſe, zugleich aber auch
die erforderliche ſorgfältige Prüfung derſelben unter dem Geſichts
punkte der Sparſamkeit zutrauen könne.

Außer einigen Punkten von geringerer Bedeutung war es dann
beſonders noch die Frage der Zuſammenſetzung der Ver
tretung des Verbandes, welche zu 1 3.7 Anlaß bot.
Es äußerten ſich verſchiedene Redner dahin, daß die Vertretung des
Verbandes in ihrer Mitgliederzahl (je 1 Geiſtlicher der angeſchloſſenen
Gemeinden, die Superintendenten der Stadt-Diözeſe und der
reformirten Ephorie Halle, ſofern ſie nicht ſchon unter den erſt
erwähnten Geiſtlichen ſind, und 32 Laien Vertreter aus den
Aelteſten der Gemeinden) zu niedrig bemeſſen ſei und unbedingt zu
einer ſachgemäßen ſicheren Verwaltung der Geſchäfte des Verbandes
vielleicht auf das Doppelte zu bringen ſei.

Nachdem dann noch Herr Oberprediger Saran der Anſicht
Ausdruck gegeben hatte, daß das Konſiſtorium doch wohl

Förderung der Angelegenheit den Kompromiß-
ntwurf nochmals prüfen könne, um dann über die

Differenzpunkte mit den Gemeinde- Vertretungen
eine Einigung anzubahnen, da dem Konfiſtorial-Entwurf
die lebhafteſten Bedenken r würden, wurden die
Verhandlungen nach eiwa 2x ſtündiger Dauer abgeſchloſſen.

Halleſche Nachrichten.
Nachklang zum Bismarck-Fackelzuge. Wir erhalten

folgende Zuſchrift mit der. Bitte um Abdruck: Die Hallenſer
Studentenſchaft erläßt zur Aufklärung über die Vorgänge beim
Fackelzuge am 21. Juni zur Ehrung des Andenkens an Se. Durchlaucht
den Fürſten Bismarck folgende Mittheilung an die Preſſe Gemäß
den Beſchlüſſen des Hamburger Vertreter Tages hat die
Hallenſer Studentenſchaft am 21. Juni eine Bismarck-Gedächtniß-
feier durch einen Fackelzug zu veranſtalten beſchloſſen. Den
Mittelpunkt dieſer Feier ſollte ein Kaiſerhoch und eine Bismarck-
rede auf dem Marktiplatze bilden. Nachdem der Studentenausſchuß
von der Polizeidehörde bis zum letzten Augenblicke hingehalten war,
wurden ſchließlich Kaiſerhoch und Bismarckrede verboten. Auch Vor
ſtellungen beimHerrn Oberbürgermeiſter fruchtetennichts, vielmehr wurden
die drei Vertreter des Studentenausſchuſſes, die ſich in letzter Stunde noch
perſönlich an den Herrn Oberbürgermeiſter wandten von dieſem in
barſcher Weiſe in Gegenwart von Zeugen in einem öffentlichen
Lokale abgewieſen. Begründet wurde das Verbot mit dem Hin-
weis auf zu erwartende ſozialdemokratiſche Gegen
kundgebungen, die' zu verhindern der Polizeibehörde eine ge-
nügende Anzahl von Schutzleuten nicht zur Verfügung
ſtände. Die Verhinderung mit dieſer Begründung mußte
in der Oeffentlichkeit um ſo mehr Aufſehen erregen, als das
Programm des Fackelzuges ſchon durch die Halleſchen Zeitungen ge
gangen war. Als trotzdem von einem Theilnehmer des Fackelzuges
am Schluſſe desſelben aus perſönlicher Jnitiative ohne Auftrag
des Ausſchuſſes der Verſuch gemacht wurde, ein Kaiſerhoch aus-
ubringen, wurde dies ſofort von einem Polizeibeamten verhindert.
on der verſpäteten Erlaubniß, ein Kaiſerhoch ohne jede Rede aus-

bringen zu dürfen, konnte nicht mehr Gebrauch gemacht werden.
Statt deſſen wurde in der zwei Tage darauf ſtattſindenden Sitzung
des Studentenausſchuſſes beſchloſſen, ein Ergebenheitstelegramm an
Se. Majeſtät abzuſchicken. Damit in Zukunft ähnliche Vorkommniſſe
ausgeſchloſſen ſind, hat der Ausſchuß der Hallenſer Studenkenſchaft
da gebende Beſchwerde an den Herrn Regierungspräſidenten ge
richtet.

Aus Nah und Fern.
Vor der Grabkapelle und am Sarkophage des Fürſten

Bismarck in Friedrichsruh fand Sonnabend Nachmittag eine
erhebende Trauerfeier ſtatt. Delegirte der deutſchen Hochſchulen legten
Kränze nieder, wobei Studioſus BredereckBerlin eine zündende An-
ſprache hielt. Nach Schluß der Feier ſprach Fürſt Herkert Bismarck
bewegten Herzens ſeinen Dank für die dem Andenken ſeines Vaters
gebrachte Huldigung aus.

Kabel zwiſchen Deutſchland und Amerika. Jn der An-
gelegenheit vetr. das Kabel zwiſchen Deutſchland
und Amerika ſchreibt die „Nordd. Allg. Ztg.“ nunmehr Durch
die Zeitungen geht die Nachricht, daß das neue deutſch- amerikaniſche
Kabel von einer engliſchen Kabelfabrik hergeſtellt und ausgelegt
werden ſoll. Daran wird die Anfrage geknüpft, ob denn keine
deutſche Unternehmung in der Lage ſei, dieſe auf verſchiedene
Millionen Mark berechnete Arbeit zu übernehmen. Der Sach
verhalt iſt folgender. Das Kabel muß aus techniſchen
Gründen auf den Azoren gelandet werden dort beſaß die Telegraph
Conſtruction and Maintenance Company in London eine der größten
Kabelfabriken der Welt, das ausſchließliche Landungsrecht für Kavel.
Um das deutſche Kabelunternehmen nicht ſcheitern zu laſſen, war
die Zuſtimmung der genannten Geſellſchaft zur Anlandung auf den
Azoren erforderlich: die Geſellſchaft ſtellte die Bedingung,
daß ſie mit der Herſtellung und Legung des erſten Kabels betraut
wurde. Die Arbeit fiel damit allerdings einer engliſchen
Fabrik zu den deutſchen Intereſſen konnte aber gleich
zeitig in beſonders günſtiger Weiſe Rechnung getragen
werden, weil dieſe Fabrik in der Herſtellung von Kabeln in hervor
ragendem Maße deutſches Material und deutſche Arbeit verwendet.
Eine deutſche Fabrik, die ein ſolches transatlantiſches Kabel hätte
anfertigen können, gab es bisher nicht. Die Einrichtungen
reichen vorläufig nur für Land und Flußkabel und kürzere
Seekabel aus; ſo iſt z. B. das neue Kabel, welches im Ok-
tober vorigen Jahres zwiſchen Deutſchland und Schweden gelegt
worden iſt, in einer deutſchen Fabrik hergeſtellt worden. Es
iſt ſeit jeher Grundſatz der NeichsTelegraphenverwaltung geweſen,
ihren geſammten Bedarf an Apparaten, Batterien, Draht, Jſolatoren,
Stützen, Stangen u. ſ. w., ſoweit irgend möglich, aus dem Inlande
zu beziehen. Daran wird auch weiter feſtgehalten werden inzwiſchen
iſt eine deutſche Seekabelfabrik im Entſtehen, und es wird, wenn
wieder ein deutſches überſeeiſches Kabel zu legen iſt, eine deutſche
Fabrik den Auftrag auszuführen ſicher in der Lage ſein.

Drei Schutzleute unter dem Verdachte der Hehlerei ver
haftet. Unter der Anſchuldigung, Fahrräder zu einem ſo billigen
Preis erworben zu haben, daß ſie nur aus einem Diebſtahl herrühren
konnten, ſind geſtern in Berlin 3 Schutzleute von der Criminalpolizei ver
haftet worden. Sie wurden mittelſt Zellenwagens in das Unter-
ſuchungsgefängniß Moabit eingeliefert. Sie ſind als Mitſchuldige
eines Fahrraddiebes feſtgenommen worden. Der Dieb hatte die Schutz
leute als ſeine Helfershelfer in der Weiſe engagirt, daß er ihnen die
entwendeten Fahrräder für 20 Mk. lieferte, welche dann von den
Beamten je nach der Qualität für 60, 75 und 100 Mk. losgeſchlagen
wurden. Der eine Schutzmann aus dem 47. Polizeirevier, ein Mann
von 32 Jahren, hat beim Garde-Train gedient und iſt im November
v. J. in den Polizeidienſt eingeſtellt worden. Die Unterſuchung in
dieſer Angelegenheit iſt noch nicht abgeſchloſſen. Es ſchwebt noch
egen zwei andere Schutzleute der Verdacht, daß ſie an dieſen

anövern Theil hatten.
Elf Menſchen verbraunt. Jn Rybinsk (Rußland) brach in

einem von Arbeitern bewohnten Hauſe Nachts Feuer aus. Elf
Perſonen kamen in den Flammen um.

Ueberfall in der Mandſchurei. Wie die North China Daily
News aus Niutſchwang meldet, wurden zwei ruſſiſche Jngenieure
We Koſaken von Räubern in der Nähe von Kirin (Mandſchurei)
getödtet.

Aufruhr im deutſchen Schutzgeviet. Der „Berl. Lok.Anz.“
meldet aus Tſintau: Die Einwohner verſchiedener um Kaomi

Dörfer haben die von deutſchen Jngenieuren unternommenen
ahnbauarbeiten zerſtört. Hauptmann Mauwe, der Chef der erſten

Kompagnie des Seebataillons, iſt mit 80 Mann und 16 Reitern an
Ort und Stelle geſchickt worden, um die Aufrührer zu züchtigen.

Perſonalnachrechten.
Es wurde verliehen dem Zimmermeiſter Wirth in Laucha,

Kreis Queirfurt, der Königliche Kronenorden 4. Klaſſe. Verſetzt
wurde der Amtsrichter Schenke in Alsleben an das Amts-
gericht in Ziegenrück.

Waffſerſtände,
bedeutet über, unter Null).

Saale.
Fall. Wuchs

Moldan.
Budweis 22. Juni 0,0823. Juni 0,04 0,04]Prag T 806 0,07 861 W

Unſtrut.
Straußfurt 23. Juni 1,30 24. Juni 1,25 0,05]

Scuare Jällig, Tuchhandlung mit Anfertigung feinerer Herronkleider

F nach Maass
Grosse Steinstrasse 15, gegenüber dem Halle'sehen Bankferein.

AnerKannt leistungsſfähiges Geschäſt empfiehlt sich ergebenst.

c

e

e



Halle 25. Juni 2,0026. Juni 23 333
irket 23. um T 213 24. W 80*Alsleben 23. Juni Juni 2, S*Calbe, Obp. 1,68 „66 0,02do. Untp. 1,20 1,10 0,10

Havel.
*Brandenvurg 23. Juni 24. Juni
Obervpegel 2,18 7 2,16 0,02Unterpegel v 1,88 1,90 0,02e 172 172erpege e e 7 7Unterpegel t 1,34 i 1,34

fHavelberg 2,28 2,24 0,04Elbe.
Pardubitz 22. Juni 23. Juni 0,04Brandeis nMelnik 0,30 0,27) 09,03Leitmeritz 0,17 0,16 0,01Außig 0,10 0,08 0,02Dresden 23. Funi 1,18 24. Juni 1,18
Torgau 0,91 0,80 0,11)Wittenberg 2 1,76 e 1,62 0,14Roßlau 1,21 1,12 0,09*Barvby 1,83 1,72 0,11Magdeburg 1,60 1,54 0,06*Tangermünde 2,38 e 2,31 0,07*Witienberge 2,13 2,03 0.10Dömitz e 1,60 1,49 0,t1*Lauenburg 1,68 1,60 0,08

Beobachtet in der Mittagszeit nach amtlichen Depeſchen der
Königl. Elbſtrom-Bauverwaltung.

Wetter- Ausſichten auf Grund der Berichte der deutſchen
Seewarte in Hamburg.

Dienstag, 27. Juni Wärmer, wolkig, ſchwül, ſtrichweiſe
Gewitterregen.

Böxſen- und Handelstheil.
Vermiſchte Nachrichten.

Preußiſche Pfandbrief-Bauk. Die fälligen Zinsſcheine
der HypothekenPfandbriefe, Kommunal und Kleinbahn Obligationen
werden an der Kaſſe der Bank und bei ſämmtlichen auswärtigen
Verkaufsſtellen koſtenfrei eingelöſt. Den Verkauf hat die Mehrzahl
der deutſchen Banken und Bankfirmen übernommen, von denen
Otücke ſowie ausführliche Proſpekte bezogen werden können.

Magdeburg, 24. Juni. Jn der geſtrigen außerordentlichen
General- Verſammlung der Magdeburger Bau und
Credit-Bank, zu welcher 28 Aktionäre 4076 Aktien
mit ebenſoviel Stimmen angemeldet hatten, wurden, nach-
dem der Antrag eines Aktionärs, den Ausgabekurs der
neu auszugebenden Aktien auf 105 feſtzuſetzen, abgelehnt wordenwar, die von Aufſichtsrath und Vorſtand geſtellten, die
Erhöhung des Grundkapitals betreffenden Anträge ein-
ſtimmig genehmigt. Es wurde ſomit beſchloſſen, das Aktien
kapital um 1370 400 A. alſo auf 4800 000 zu erhöhen, den
Ausgabekurs der neuen Aktien auf 100 Proz. zuzüglich eines
Pauſchales von 20 für Stempel, Druck und Ausfertigungskoſten
feſtzuſetzen und das Angebot eines Konſortiums auf Uebernahme der
ſämmtlichen Aktien zu dieſem Kurſe anzunehmen. Die Hälfte der
neuen Aktien wird den erſten Zeichnern zu gleichen
Bedingungen angeboten werden die zweite Hälfte iſt den
derzeitigen Aktionären zum Kurſe von 105 Prozent zur
Verfügung zu ſtellen. Auf je 35 gezeichnete Aktien des urſprünglichen
Grundkapitals entfällt für den erſten Zeichner bezw. deſſen Rechts
nachfolger eine neue Aktie und auf je 20 Stück alte Aktien für die
derzeitigen Aktionäre ebenfalls eine neue Aktie à 1200 A. Die
ferner auf der Tagesordnung ſtehenden Anträge auf Ermächtigung
zur Ausgabe feſt verzinslicher Schuldverſchreibungen bis zur Höhe
von 5 Millionen Mark, ſowie auf Abänderung des Geſellſchafts-
ſtatuts fanden ebenfalls einſtimmige Annahme.

Viehmärkte.
Berlin, 24. Juni. Städtiſcher Schlachtviehmarkt

(Amtlicher Bericht der Direktion.) Zum Verkauf ſtanden 3804 Rinder,
1345 Kälber, 15 753 Schafe, 7439 Schweine. Bezahlt wurden für
100 Pfd. oder 50 kg Schlachtgewicht in C. (bezw. für 1 Pfd. in
Für Rinder, Ochſen: a. vollfleiſchig, ausgemäſtet, höchſten Schlacht
werths, höchſtens 7 Jahre alt 61--65; b. junge, fleiſchige, nicht aus
gemäſtete und ältere ausgemäſtete 56--60 e. mäßig genährte junge
und gut genährte ältere 54—55 d. gering genährte jeden Alters
50--53. Bullen a. vollfleiſchige, höchſten Schlachtwerths 58 62;
b. mäßig genährte jüngere und gut genährte ältere 53--57 e. gering
genährte 48- 52. Färſen und Kühe: a. vollfleiſchige, ausgemäſtete
Färſen höchſten Schlachtwerths fehlen b. vollfleiſchige, ausgemäſtete
Kühe höchſten Schlachtwerths, höchſtens 7 Jahre alt, 56 57 e. ältere
ausgemäſtete Kühe und weniger gut entwickelte jüngere 53--54;
d. mäßig genährte Färſen und Kühe 50-—53 e. gering genährte
Färſen und Kühe 45--48. Kälber a. feinſte Maſtkälber Voll
milchmaſt) und beſte Saugkälber 69--71 b. mittlere Maſtkälber und
gute Saugkälber 62—67, e. geringe Saugkälber 58-62; d. älteregering genährte Kälber (Freſſer) 42-—-50. Schafe a. Maſtlämmer
und jüngere Maſthammel 58——60; b. ältere Maſthammel 52--56;
e. mäßig genährte Hammel und Schafe (Märzſchafe) 48--50; 4. Hol-
ſteiner Niederungsſchafe fehlen. Schweine Man zahlte für 100 Pfd.
lebend (oder 50 kg) mit 20 Taraabzug a. vollfleiſchige, kernige
Schweine feinerer Raſſen und deren Kreuzungen, höchſtens 14 Jahr
alt, 47, b. (Käſer) fehlen e. fleiſch. Schweine 48; gering
entwickelte 44—45; e. Sauen 41 42. Verlauf und Tendenz Das
Rindergeſchäft wickelte ſich ziemlich glatt ab es wird wohl ausver
kauft. Der Kälberhandel geſtaltete ſich ruhig. Bei den Schafen
war der Geſchäftsgang langſam nur mageres Vieh war geſucht und
zu annehmbaren Preiſen abzuſetzen, es bleibt Ueberſtand. Der
Schweinemarkt verlief ziemlich glatt und wurde geräumt.

Hamburg, 24. Juni. (Bericht der Notirungs-
Kommiſſion. Dem Schweinemarkte an dem Viehhof
Sternſchanze a. d. Lagerſtraße waren in der Woche vom 17. bis
23. Juni 1899 im Ganzen 4534 Stck. vom Jnlande zugeführt und
zwar 2050 Stück vom Süden und 2484 Stück vom Norden. Ver
kauft und verladen wurden nach dem Süden 23 Wagen 852 Stück.

Es wurde gezahlt für 50 kg Lebendgewicht nach Abzug verein-
barter nebenſtehender Tara.

Donnerstag Freitag Sonnabend
22. 6 23. 6. 24. 6.

Beſte ſchwere reine Schweine 4445 45--46 45--46 20 T.
Schwere Mittelwaare 46-47 46--47 47--49 22
Gute leichte Mittelwaare 49--50 489--50 49--50 22
Geringere Mittelwaare 474--50 48 49 48--49 24
Sauen nach Qualjtät 39--42 39--41x 39--42 ſchw. T.

Der Handel war rn lebhaft lebhaft
ebhaft

Marktberichte.
Central-Stelle der Preußiſchen Laudwirthſchaftskammern.

Notirungs-Stelle.
24. Juni 1899.

a) für in ländiſches Getreide iſt in Mark per Tonne gezahlt worden
Weizen Roggen Gerſte Hafer

Uckermark 156 158 147-149 140 136--140
Mittelmark, Prignitz 160 146--150 140--145 133 150

Neumark 160 164 142 148 130--135 140 145 Paris, 24. Juni. (Anſangsbericht.) Weizen ruhigLauſitz 160-163 142--145 148--152 137--150 pr. un 26.10, per Juli 20.30, pr. Juli Auguſt 20.40
Magdeburg 152 157 150 1650 per Sept. Dez. 20,80. Roggen ruhig, pr. Juni 13,35, per
Altmark 150 164 140--147 140 146 140--148 ept.Dez. 13,85.
Merſeburg öſtl. d. Mulde 150--161 147--156 150 162 138 161 Paris, 24. Juni. (Schlußbericht.) Weizen ruhig, vr.

do. weſitl. d. Mulde 145--158 146 155 S 142--160 Juni 20,00, pr. Juli 20.25, per JuliAug. 20.40, pr. Sept. Dez
Erfurt 140 147 145--150 140--150 140--145 20,75. Roggen ruhig, per Juni 13.35, per Sepi.Dez. 13.85.

Stern r a e Haf a Weizen ruhig. Roggen behpt.2 afer behauptet. feſt.re 157 140 o 139 Amſterdam, 24. Juni. Weizen auf Termine geſchäftslos, do. pr.
Danzig 163 166 144 123--124 128--133 pr. r S n Roggen loco feſt, do. auf Termine feſt

16 13 per r. 142, ver za 122 tos ar s t e 82 London, 24. Juni. An der Küſte 9 Weizenladung angeboten.
Allenſtein 154--155 135--140 126--129 148--152 Zucker.Breslau 143-—160 132--142 121--140 123--130 Hamburg, 24. Juni. (Schlußbericht.) Rüben Rohzucker,
Strehlen 144-—158 134—139 126 -135 123--127 1. Produkt Baſis 889/0 Rendement neue Uſance, frei an Bord Hamburg
Veiße 152—160 131-137 115--125 120--124 Juni 16,80, pr. Aug. 10,95, pr. Okt. 9,80, pr. Dzbr. 9,75
Oblau 140--155 130 140 110--120 130-132 pr. März 9,95, pr. Mai 10.10. Stetig.

Bromberg 161 162 142 143 118 S KaffeeGneſen 158 140 i26 134 8 Sinragbericht) Kaſtee, GoodBomſt 170 142 136 136 Hamburg, 24. Juni. (Anfangsbericht.) Kaffee, Good averageBojanowo 157x 135 132 1309 Z Juni 28,00, Septbr. 28,50 G., Dezbr. 29,25 G., März
5 7 53 5 50 3Zenbmng m 9 e so u 32 i Hamburg, 24. Juni. (Schlußbericht.) Kaffee. Nur für Good

Flensburg 155 148 140 average Santos, Juni 28,00 G., Septbr. 28,50 G., Dezbr. 29,25
Kaſſel D. T so n Tehre 24. Juni. (Anfangsbericht.) Kaffee in New Dorkv) Nach privater Ermittelung- ſchloß unverändert. Rio 9000 Sack, Santos 8000 e

Stadt 755 J. P l. 712 J. P. J. 573 g. P. J. 450 a J. Recettes für geſtern.
Berlin 162 151* 7 14 Havre, 24. Juni. (Schlußbericht.) Kaffee good averageStettin 162 148 134 137 Santos Juni 33,50, Septbr. 34,25, Dez. 35,00, Tendenz Rubig.

i. Pr. Wo e 130 Amſterdam, 24. Juni. JavaKaffee good ordinary 26

Poſen 15 1 126 B 24. Juni Faß zollfrei. StandardNeuß 167 144 146 remenu, Punt. ro t. zMannheim z is9 155 vhite e Br umt uHamburg 164 152 148 Hamburg, 24. Juni. Petroleum ruhig. Standard white
Raps: Oldenburg 215

e) Weltmarkt
auf Grund heutiger eigener Depeſchen, in Mark per Tonne, einſchl.
Fracht, Zoll und Speſen, aber ausſchl. der Qualität sUnterſchiede.

am 24. Juni am 23. Juni
Von Rewyork nach Berlin Weiz. loko 82*/ Cts. 178,75 180,00
„Chicago Juli 744 173,75 173,30Liverpool 5 b. II d. 176,80 177,75Odeſſa loko 95 Kop. 173,35 173,35Niga e 91 165,70 165,70In Paris. Juni 20,15 Fres. 163,30 162,50Von Amſterdam nach Köln Nov. bl. fl.
„Newyork nach Berlin Rogg. loko 66x Cts. 161,25 161,85

Odeſſa n b81 Kop. 134,75 154,79Riga 658 157,75 157,75Amſterdam nach Köln Okt. 141 hl. fl. 154,00 152,35
Newyork nach Berlin Mais Juli 394 Cts. 97,65 99,50

Magdeburg, 24. Juni. (Notirungen des Magdeburger
Vereins für Landwirthſchaft.) Weizen, Shirriff 154 156
Rauhweizen 145 149 ab Station. Roggen 144149
ab Station bezahlt. Gerſte nicht gehandelt. Hafer 140-144
extrafeine hieße Qualitäten 5-—6 theurer bezahlt. Erbſen nicht
gehandelt. Mais, bunter amerik. 102 auf Lieferung 101
ab hier angeboten.

Leipzig, 24. Juni. Pro duktenmarkt. Bericht von Neu
mann u. Leovold, Leipzig.) Weizen, ruhig, ver 1000 k2 retto,
inländ. 155-159 bez. Brf., ausländiſcher 168--178 bez. Brf. Roggen
feſt, ver 1000 kg netto, hieſiger 153 152 dez. B., Poſener
158 161 B., ausländiſcher 160 162 bez. B. Gerſte ver 100) ke netto,
Braugerſte hieſige Mahl- und Futterwaare 127 140
bez. Brf., Hafer ruhig, ver 1000 kg netto inländiſcher 146
153 bez. Brf., ausländ. 146-—-149 bez. Brf., Mais per 1000 kg
netto amerik. 108--112 bez. B., runder 108--126 bez. B., Oelſaat ver
1000 kg netto, Raps Rapstkuchen per 100 kg netto Rübol,
feſt, ver 100 kg netto frei Haus hier ohne Faß, flüſſiges
48,50 bez. Außeramtlich: Malz ver 100 kg netto loko
28—-30. Wicken ver 1000 kg netto loco 145,00--160,00,
Erbſen ver 1000 kg netto loco große 175-—-290, do. kleine 165 175,
do. Futter 152 165. Bohnen ver 100 kg netto loco 18 -20, Kleeſaat
per 100 kg netto roth nach Qual. 60-95, do. weiß nach Qualität
30-—75, do. gelb nach Qual. 20—30, ſchwed. nach Qual. 30 bis
75. Außerdem wurden notirt nach den Angaben der Leipziger
Spritfabrik: Svpiritus (unveriteuert) ver 10 000 Liter-Procent ohne
Faß mit 50 Verbrauchsabgabe 59,90 Geld, mit 70
Verbrauchsabgabe 40,30 Mark Geld. Dienstag, 20. Juni mit
50 Verbrauchsabgabe 59,60 Geld, mit 70 C Verbrauchsab-
gabe 40,00 Mark Geld. Die Mühlen und Meblhändler von Leipzig
und Umgegend notiren Weizenmehl Nr. 00 23,50 24,00 do.
Nr. 0 22,50 23,00 do. Nr. I 18,50-—-19 AC, do. Nr. II 17,00
7,50 Weizenſchaalen 9,50--10,00 Roggenmehl Nr. 0

22,50--23,00 do. Nr. II 16,00 17,00 Roggenkleie 11,00
bis 11,50 ver 100 Ko. excl. Sack.

RNew-York, 23. Juni, 6 Uhr Abends. Waarendericht.
(Die geſtrigen Notirungen ſind eingeklammert beigefügt.) Baum
wolle- Preis in NewYork 6 6! Lieferung Juli 5,85(5,63), Lieferung Dez. 5,68 865), in New-Orleans 55
(56/5), Petroleum Stand white in NewYork 7,20 (7,20),
in Philadelphia 7,15 (7,15), Refined (in Caſes) 8,20 (8,20), Credit
Balances at Oil City 113 (113), Schmalz, Weſtern ſteam
5,25 (5,278), Rohe Brothers 5,40 (5,45), Mais per
uli 405 (40 Sept. 40 (40), Dez.
Jeizen rother Winterweizen loco 83 (8.X), Weizen per

Juni ver Juli 81 (81), ver Sept. 31 (80per Dez. 821 (82), Gerreidefracht nach Liverpool 2 5

Kaffee fair Rio Nr. 7 6 (6), Rio Nr. 7 perJuli 4,70 (4,65), ver Sept. 4,90 (4,85), Mehl,. Spvring
Wheat ciears 2,85 (2,85), Zucker 4 (41 Zinn 25,85 (25,69),
Kupfer 17,75 18 (17,75--18).

Tendenz Mais: feſt.
Tendenz Weizen feſt.
Chicago, 23. Juni, 6 Uhr Abends. Waarenbericht.

Die geſtrigen Notirungen ſind eingeklammert beigefügt.) Weizen*):
per Juli 751 742 ver Sept. 767 .76), Mais per
Juli 342 (342 Schmalz ver Juni 5,00 (5,02x), ver
Juli 5,00 (5,02x), Speck ſſhort clear 5,00 (5,00), Pork
per April 8,15 (8,22).

Tendenz Weizen feſt.
Tendenz Mais feſt.

Waareun- und Produktenberichte.
Getreide.

Hamburg, 24. Juni. Weizen loco ruhig, holſtein loco
159 161 Mk., Roggen ruhig, mecklenburg. loco neuer 150
160 Mk., ruſſiſcher loco feſt, 115, Mais 99, Gerſte tuhig.

Wien, 24. Juni. Weizen per MaiJuni 9,95 Gd., 10,00 Br.
pr. Herbſt 9,45 Gd., 9,47 Br. Roggen per MaiJuni 7,80 Gd
7,85 Br., pr. Herbſt 7,70 Gd., 7,71 Br. Mais per MaiJuni

d., 4,87 Br., Hafer per MaiJuni 5,98 Gd., 6,00 Br,
pr. Herbſt 6,05 Gd. 6,06 Br.

Peſt, 24. Juni. Weizen loco ruhig, vr. Okt. 9,43 Gd.,
9,44 Br. Roggen pr. Oktober 7,52 Gd., 7,53 Br. per
Okt. 5,72 Gd., 5,73 Br. Mais pr. Juli 4,58, Gd., Br.

loco 6,35 Br. 3Antwerpen, 24. Juni. (Schlußbericht.) Raffini Typrkes
weiß loco 1727,, bez. u. Br., per Juni 178/, Br., Juli 179, Br.,
Tendenz ruhig.

Spiritus.
Nordhauſen, 23. Juni. Branntwein 45 Vol. für

100 Kilogr. ohne Faß ab Brennerei 61,50--63,50 Mk. Branntwein
40 Vol. für 100 Kilogr. desgl. 55,50 bis 57,50 Mk., nach An
gabe der Kommiſſion der hieſigen Branntweinfabrikanten durch die

Handelskammer notirt. eBerlin, 24. Juni. Spiritus loco ohne Faß mit 70 Mark.
Verbrauchsabgabe iſt heute von den Cursmaklern mit 41,5 Mk. ge
handelt worden.

Breslau, 24. Juni. Spiritus per 100 Liter 100 Prozent,
excl. 50 Mk. Verbrauchsabgabe ver Juni 60,80 Br., do. 70 Mk. Ver
brauchsabgabe ver Juni 40,80 Br.
g v s Juni. Sviritus loco ohne Faß mit 70 Mk.,

onſumſteuer 39,10 bez.
Hamburg, 24. Juni. Spiritus feſt. Juni 185/ G.,

JuniJuli 18 G., Juli-Aug. 18 G., Aug. Sept. 18 G.
Paris 24. Juni. (Anfangsbericht.) Spiritus matt,

r 41,75 G., Juli 42,00, Juli Auguſt 42,00. G., September
ezbr. 37,75 G.

Oele. Oelſaaten. Fettwaaren.
Hamburg, 24. Juni. Rüböl (unverzollt) loco feſt, 48,00 Br.
Köln, 24. Juni. Rüböl loco 52.50, Juni 49,50.
Paris, 24. Juni. (Schlußbericht.) Rüböl ruhig, Juni 50.50,

Juli 59,75, JuliAuguſt 51.00, Sept. Dzbr. 52.09.
Hülſenfrüchte.Nordhauſen, 24. Juni. Kochlinſen 24,00-32,00 Mk., Koch

erbſen 15,00-—19,00 Mk. Speiſebohnen 18-22 Mk. per 100 kg.
Kartoffeln. Stärke. Kartoffelmehl.

Berlin, 24. Juni. (Amtlich.) Trockene Kartoffelſtärke
19,75 Mk., Kartoffelmehl 19,75 Mk., feuchte Stärke Mk.

RNordhauſen, 24. Juni. Kartoffeln 3,50--4,00 Mk. v. 100 kg
Hamburg, 23. Juni. Kartoffelſtärke, prima Waare prompt

19 20i, Mk., Liefer. JuliAuguſt 192/,—-20/, Mk., Kartoffelmehlprima Waare prompt 20--20 Mk., Liefer. Juli Auguſt 20 bis
201 Mk., Superior Stärke 20-—-20 Mk., SuperiorMehl 20
bis 21 Mk. per 100 Kilogramm.

Fleiſch. Butter. Eier. Käſe.Nordhauſen, 24. Juni. Rindfleiſch 1,20-1,40 Mk., von der
Keule, ohne Knochen 1,60 Mk. Schweinefleiſch 1,40--1,60 Mk., ge
räucherter Speck 1,60 1,80 Mk. Hammelfleiſch 1,10--1,20 Mk.,
Kalbfleiſch 1,10-—-1,20 Mk., Landbutter 2,20 M., Speiſebutter 2.30 bis
2,40 Mk., feinſte Gutsbutter 2,50-—2,60 Mk., Eier 0,87--0,94 Mk. pr.
1 Kilogramm. Eier 2,60-—2,80 Mk., Käſe 4,00--5,00 Mk. per Schock.

Hamburg, 23. Juni. Schmalz. Amerik. Steam 26 Mk.,
do. raff. in Tierces Marke Arnour's Special 27! Mk., do. do,
Chamderlain, Roe u. Co. 27 Mk., do. do. Choice Grocery 27 Mk.
div. Marken 268 27 Mk. Alles per 50 Kilogr. netto tranſito.

Fiſche.
Hamburg, 23. Juni. Steinbutt 65 Pfg., kleine 45 Pfg.

Seezungen 145 ins kleine 100 Pfg., Kleiße, große 35 Pfg.,
kleine 30 Pfg., Rothzungen 15 Pfg., Zander 70 Pfg. Schollen
große 45 Pfa., mittel 40 Pfg., kleine 15 Pfg., Schellfiſche, große
18 Pfg., mittel 12 Pfg., kleine 9 Pfg., Lachs, rothfl. 125 Pfg.
Silberlachs 115 Pfg., Lachsforellen 130 Pfg., Flußhechte 60 Pfg.,
Seehechte 15 Pfg., Hummern, lebende 190 Pfg., Cabliau, große
12 Pig., kleine 10 Pfg., Lengfiſch 8 Pfg., Rochen 6 Pfg. Blaufiſch
12 Pfg., Schnepel Pfg.

Stroh. Heu.
Nordhaufen, 24. Juni. Richtſtroh 2,50-—3,00 Mk., Heu

6,00-—6,50 Mk., für 100 Kilogramm.
Baumwolle und Wolle.

Bremen, 24. Juni. Baumwolle. Schwach. Upland middling
loco 31,75 Pfg.

Liverpool, 24. Juni. (Schluß Bericht.) Baumwolle.
Umſatz 8 000 Ballen, davon für Spekulation und Export 1000 Ballen.

Middling amerikaniſche Lieferungen Stetig.
Per Juni-Juli 317 Käuferpreis, Per Nov.Dez. 3 Käuferpreis,

Juli Auguſt 317 Käuferpreis, iAug. Sept. 317 Verk.Preis, Jan. Febr. 31 Verk.Preis,
Sept.Okt. 316 Käuferpreis, Febr. März 3 Käuferpreis,
Okt.Nov. 315/, Käuferpreis,, MärzApril 310/,, Verk.Preis

Metalle.
Amſterdam 23. Juni. Bancazinn 71,25.
London, 24. Juni. Silber 27 Lſtrl., ChiliKupfer 76

Lſtrl,, ver 3 Monate 76 Lſtrl., Blei ſpan. 14/ Lſtrl., engl.
148/, Lſtrl., Zinn 1187 Lſtrl., Zink 255/, Lſtrl.Glasgow, 23. Funt. (Schlußbericht.) Roheiſen. Mixed
numbers warrants 67 sh. 4 d.

Düngemittel.
Hamburg, 23. Juni. (Chiliſalpeter.) Loco 6,82 Mk.

Rio de Janeiro, 23. Juni. Wechſel auf London 8.
Buenos Ayres, 23. Juni. Goldagio 117.50.

c 220CW AA7Verantwortlich für die Redaktion Dr. Walther Gebensleben, Halle, Sprech
ſtunden der Redaktion von 9 bis 12 Uhr Vormittags. Alle die Redaktion betreffenden
Zuſchriften ſind nicht perſönlich, ſondern lediglich „An die Redaktion der
Halleſchen Zeitung in Halle a. S.“ zu adreſſiren. Für die Inſerate verantwortlich
O. Brakel, Halle a, S.

c
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Druck und Verlag von Otto Thiele, Halle (Saale), Leipzigerſtraße 87. Mit 1 Beilage.
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